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Präsidenten des Deutschen Bundestages 
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mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über den Beruf des pharmazeutisch-technischen Assistenten 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen; 

§ 1 

Wer eine Tätigkeit unter der Berufsbezeichnung 
„pharmazeutisch-technischer Assistent" oder „phar- 
mazeutisch-technische Assistentin" ausüben will, 
bedarf der Erlaubnis. 

§ 2 

(1) Die Erlaubnis wird erteilt, wenn der Antrag- 
steller 

1. das 18. Lebensjahr vollendet hat, 

2. sich nicht eines Verhaltens schuldig gemacht 
hat, aus dem sich die Unzuverlässigkeit zur 
Ausübung des Berufs ergibt, 

3. nicht wegen eines körperlichen Gebrechens, 
wegen Schwäche seiner geistigen oder 
körperlichen Kräfte oder wegen einer Sucht 
zur Ausübung des Berufs unfähig oder 
ungeeignet ist, 

4. nach einem zweijährigen Lehrgang die 
staatliche Prüfung für pharmazeutisch-tech- 
nische Assistenten bestanden und danach 
eine halbjährige praktische Ausbildung mit 
Erfolg abgeschlossen hat. 

(2) Eine außerhalb des Geltungsbereiches dieses 
Gesetzes erworbene abgeschlossene Ausbildung für 
die Ausübung des Berufs des pharmazeutisch- 
technischen Assistenten gilt als Ausbildung im Sinne 
des Absatzes 1 Nr. 4, wenn die Gleichwertigkeit des 
Ausbildungsstandes nachgewiesen ist. 

§ 3 

(1) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn bei 
ihrer Erteilung eine der Voraussetzungen nach § 2 
Abs. 1 Nr. 2 und 3 nicht Vorgelegen hat, die staat- 
liche Prüfung nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 nicht bestanden 
oder die Ausbildung nach § 2 Abs. 2 nicht abge- 
schlossen war. 

(2) Die Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn nach- 
träglich die Voraussetzung nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 
weggefallen ist. 

§ 4 

(1) Die Erlaubnis kann zurückgenommen werden, 
wenn bei ihrer Erteilung die praktische Ausbildung 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 nicht abgeleistet oder die 
Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes nach § 2 
Abs. 2 nicht nachgewiesen war. 


(2) Die Erlaubnis kann widerrufen werden, wenn 
nachträglich eine der Voraussetzungen nach § 2 
Abs. 1 Nr. 3 weggefallen ist. 


§ 5 

(1) Der Lehrgang wird an einer Lehranstalt durch- 
geführt, die als zur Ausbildung geeignet staatlich 
anerkannt ist. 

(2) Zum Lehrgang wird zugelassen, wer das Ab- 
schlußzeugnis einer Realschule, das als gleich- 
wertig anerkannte Zeugnis einer anderen allgemein- 
bildenden Schule oder das Zeugnis der Fachschul- 
reife besitzt. 

(3) Der Lehrgang umfaßt theoretischen und prak- 
tischen Unterricht. 

(4) Auf die Dauer des Lehrgangs werden ange- 
rechnet 

1. Unterbrechungen durch Ferien bis zu acht 
Wochen jährlich, 

2. Unterbrechungen wegen Schwangerschaft 
bis zur Gesamtdauer von vierzehn Wochen, 

3. Unterbrechung wegen Erkrankung bis zur 
Gesamtdauer von sechs Wochen. 


§ 6 

Die praktische Ausbildung wird in einer öffent- 
lichen Apotheke abgeleistet. Der Apothekenleiter 
hat für eine ordnungsgemäße praktische Ausbildung 
des Anwärters zu sorgen. Die Zahl der in der 
Apo'theke auszubildenden Anwärter soll in einem 
angemessenen Verhältnis zum Umfang des Apothe- 
kenbetriebs, insbesondere zur Zahl der in der 
Apotheke tätigen Apotheker stehen. In einer Zweig- 
apotheke darf die praktische Ausbildung nicht ab- 
geleistet werden. 

§ 7 

Der Bundesminister für Gesundheitswesen regelt 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates in einer Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
für pharmazeutisdi-technisdie Assistenten das 
Nähere über den Lehrgang, die staatliche Prüfung 
und die praktische Ausbildung in der öffentlichen 
Apotheke. Er kann in dieser Rechtsverordnung die 
Anerkennung gleichwertiger Prüfungen, die außer- 
halb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes abge- 
legt worden sind, und die Anrechnung gleichwer- 
tiger Ausbildungszeiten regeln. 
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§ 8 

Der pharmazeutisch-technische Assistent ist be- 
fugt, in der Apotheke unter der Aufsicht eines 
Apothekers pharmazeutische Tätigkeiten auszuüben. 
Das Nähere bestimmt die Apothekenbetriebsord- 
nung. Zur Vertretung in der Leitung einer Apotheke 
ist der pharmazeutisch-technische Assistent nicht 
befugt. 

§ 9 

(1) Die Entscheidung nach § 2 Abs. 1 trifft die 
zuständige Behörde des Landes, in dem der Antrag- 
steller die staatliche Prüfung für pharmazeutisch- 
technische Assistenten abgelegt hat. 

(2) Die Entscheidung nach § 2 Abs. 1 in Verbin- 
dung mit § 2 Abs. 2 oder § 1 1 Abs. 1 sowie nach 
§§ 3 und 4 trifft die zuständige Behörde des Landes, 
in dem der Antragsteller oder der pharmazeutisch- 
technische Assistent 

1. seinen Wohnsitz hat oder 

2. wenn eine Zuständigkeit nach Nummer 1 
nicht gegeben ist, seinen Wohnsitz begrün- 
den will oder 

3. wenn eine Zuständigkeit nach Nummer 1 
oder Nummer 2 nicht gegeben ist, zuletzt 
seinen Wohnsitz gehabt hat. 

(3) Die Entscheidung über die staatliche Aner- 
kennung einer Lehranstalt nach § 5 Abs. 1 trifft die 
zuständige Behörde des Landes, in dem die Anstalt 
mren Sitz hat oder haben soll. 

(4) Die Entscheidung über die Anerkennung der 
Gleichwertigkeit des Zeugnisses einer anderen all- 
gemeinbildenden Schule nach § 5 Abs. 2 trifft die 
zuständige Behörde des Landes, in dem die Schule 
ihren Sitz hat, und wenn die allgemeinbildende 
Schule außerhalb des Geltungsbereiches dieses Ge- 


setzes gelegen ist, die zuständige Behörde des Lan- 
des, in dem die Lehranstalt für pharmazeutisch- 
technische Assistenten ihren Sitz hat. 

(5) Die Landesregierungen bestimmen die zur 
Durchführung dieses Gesetzes zuständigen Behör- 
den. 

§ 10 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer die Berufsbe- 
zeichnung „pharmazeutisch-technischer Assistent" 
oder „pharmazeutisch-technische Assistentin" führt, 
ohne die Erlaubnis nach § 1 zu besitzen. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße bis zu fünftausend Deutsche Mark geahndet 
werden. 

§ 11 

(1) Für vorgeprüfte Apothekeranwärter gelten die 
Voraussetzungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 als erfüllt. 

(2) Erlaubnisse zur Beschäftigung in der Apotheke, 
die vorgeprüften Apothekeranwärtern erteilt wor- 
den sind, erlöschen spätestens mit dem Ablauf eines 
Jahres nach Inkrafttreten dieses Gesetzes. 

§ 12 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Uberleitungsgesetzes. 

§ 13 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


L Allgemeiner Teil 

Die durch das Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom II. Juni 1958 (BVerfGE 7,377) auf dem Gebiete 
des Apothekenwesens herbeigeführte Niederlas- 
sungsfreiheit sowie der erhöhte Bedarf an Arznei- 
mitteln haben zu einer erheblichen Vermehrung 
der Apotheken geführt. Die Zahl der Apotheken 
stieg seit 1958 um etwa 50 ®/o. Diese Entwicklung 
bedingte naturgemäß einen ständig zunehmenden 
Bedarf an ausgebildeten Apothekern. Inzwischen ist 
hierin ein fühlbarer Mangel eingetreten, und es ist 
nach Lage der Dinge damit zu rechnen, daß sich die 
Situation verschärfen wird, zumal auch der Bedarf 
der pharmazeutischen Industrie an Apothekern in- 
folge der Arzneimittelgesetzgebung ständig ge- 
wachsen ist und auch weiter wachsen wird. Es 
kommt hinzu, daß heute schon mehr als ein Drittel 
aller Apotheker Frauen sind, bei denen erfahrungs- 
gemäß mit einer erheblich verkürzten Berufstätig- 
keit gerechnet werden muß. In Apotheken und in 
der Industrie fehlen heute annähernd 3500 Apo- 
theker. 

Als Folge dieser Entwicklung werden die in der 
Apotheke tätigen Apotheker in zunehmendem Maße 
einer Uberbeanspruchung ausgesetzt sein, was sich 
auf die Dauer nachteilig auf eine ordnungsgemäße 
Arzneimittelversorgung auswirken kann. Mit dem 
vorliegenden Gesetz soll einer solchen Entwicklung 
entgegengetreten und rechtzeitig Abhilfe geschaffen 
werden. Dem Apotheker soll mit dem pharmazeu- 
tisch-technischen Assistenten eine Hilfskraft zur 
Seite gestellt werden, die ihn bei Arbeiten vor- 
wiegend technischer Natur entlastet und ihm da- 
durch die Möglichkeit gibt, sich den Aufgaben zu 
widmen, die seiner wissenschaftlichen Ausbildung 
angemessen sind. Eine solche Entlastung wurde dem 
Apotheker bisher in beschränktem Umfange durch 
die Praktikanten gewährt. Es ist aber zu berücksich- 
tigen, daß bei der für den Apotheker vorgesehenen 
Ausbildungsreform die vor dem pharmazeutischen 
Studium liegende, in der Apotheke abzuleistende 
zweijährige Praktikantenzeit wegfallen wird und 
der Apotheke damit zahlreiche Hilfskräfte entzogen 
werden. 

Die Empfehlungen des Wissenschaftsrates für die 
Ausbildung im Fach Pharmazie gehen in die gleiche 
Richtung. 

Durch das Gesetz entstehen dem Bund keine Kosten. 
Den Ländern, Gemeinden und Gemeindeverbänden 
können neben allgemeinen Zuschüssen ohne Rechts- 
anspruch an Lehranstalten Kosten entstehen, wenn 
sie eigene Lehranstalten errichten oder solche be- 
stehenden Einrichtungen angliedern. 

Naturgemäß kann bei Schaffung eines neuen Be- 
rufs die Zahl der Anwärter auch nicht annähernd 
vorausgesagt werden. Daher läßt sich auch die Zahl 
der privaten oder staatlichen Lehranstalten im vor- 


aus nicht bestimmen. Der Bedarf an pharmazeutisch- 
technischen Assistenten wird in den Empfehlungen 
des Wissenschaftsrates für die Ausbildung im Fach 
Pharmazie mit mindestens 8500 angegeben. 

Die voraussichtlichen Kosten zur Errichtung einer 
Ausbildungsstätte für 200 Studierende belaufen sich 

1. bei Neuerrichtung einer 

Lehranstalt auf 2,5 Millionen DM, 

2. bei Errichtung durch Anglie- 

derung an eine geeignete, be- 
reits bestehende naturwissen- 
schaftlich-technische Lehran- 
stalt auf 1 Million DM. 

Die laufenden jährlichen Kosten betragen bei 200 
Schülern voraussichtlich pro Schüler 

1. bei eigener Anstalt 3 400 DM, 

2. bei angegliederter Anstalt 2 300 DM. 

Die Kompetenz des Bundes für das vorliegende Ge- 
setz beruht auf Artikel 74 Nr. 19 des Grundgesetzes. 


II. Besonderer Teil 

Durch das Gesetz wird das Berufsbild eines phar- 
mazeutischen Hilfsberufs geschaffen. Nach dem Vor- 
bild bestehender Gesetze über andere Heilhilfsbe- 
rufe wird die Ausübung einer Tätigkeit unter der 
Berufsbezeichnung „pharmazeutisch-technischer 
Assistent" oder „pharmazeutisch-technische Assi- 
stentin" von einer behördlichen Erlaubnis abhängig 
gemacht (§ 1). Dies ist unter Berücksichtigung der 
Befugnisse, die dem pharmazeutisch-technischen 
Assistenten nach § 8 eingeräumt werden, erforder- 
lich. Die Tätigkeiten, die er nach dieser Vorschrift 
in der Apotheke ausüben kann, dürfen im Inter- 
esse des öffentlichen Gesundheitsschutzes nur von 
Personen ausgeführt werden, die die entsprechende 
Eignung nachzuweisen vermögen. Die Berufsbezeich- 
nunq selbst erhält ihren besonderen Schutz durch 
§ 10. 

Die Ausbildung zum pharmazeutisch-technischen 
Assistenten soll nur in staatlich anerkannten Lehr- 
anstalten vermittelt werden. Als fachliche Voraus- 
setzung wird die erfolgreiche Teilnahme an einem 
zweijährigen Lehrgang als notwendig, aber auch 
als ausreichend erachtet (§ 2 Abs. 1 Nr. 4), Dieser 
Lehrgang umfaßt sowohl einen theoretischen als 
auch einen praktischen Teil (§ 5 Abs. 3). Wegen der 
Bedeutung, die dem pharmazeutisch-technischen 
Assistenten als Heilhilfsberuf zukommt, ist die 
Prüfung vor einer staatlichen Prüfungskommission 
abzulegen (§ 2 Abs. 1 Nr. 4). 
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An die bestandene Prüfung soll sich eine halbjährige 
praktische Ausbildung in einer öffentlichen Apo- 
theke anschließen. Diese ist erforderlich, um den 
Apothekenbetrieb in seiner Vielseitigkeit kennen- 
zulernen und sich ein Minimum an Berufserfahrung 
anzueignen. 

In Übereinstimmung mit der Auffassung des Wissen- 
schaftsrates erscheint als Voraussetzung für die Zu- 
lassung zum Lehrgang eine abgeschlossene Real- 
schulbildung oder eine gleichwertige Schulbildung 
erforderlich, allerdings auch ausreichend. Das ent- 
spricht auch dem Beschluß der Kultusministerkonfe- 
renz vom 17./18. Dezember 1964 über eine Rahmen- 
ordnung für die Ausbildung und Prüfung von Tech- 
nischen Assistenten (Assistentinnen). 

Die Ausbildung zum pharmazeutisch-technischen 
Assistenten ist der Ausbildung des Chemotechnikers 
gleichwertig im Sinne von § 14 Abs. 2 des Arznei- 
mittelgesetzes. 

Der pharmazeutisch-technische Assistent soll die 
Befugnis erhalten, pharmazeutische Tätigkeiten in 
der Apotheke auszuüben. Die Aufsicht des Apothe- 
kers soll in jedem Fall gewährleistet sein. Näheres 


wird in der Bundes-Apothekenbetriebsordnung be- 
stimmt werden. Die Befugnis zur Vertretung in der 
Leitung einer Apotheke kann ihm der Verordnungs- 
geber nicht einräumen. 

Vorgeprüften Apothekeranwärtern soll die unbe- 
fristete Möglichkeit eingeräumt werden, den Status 
des pharmazeutisch-technischen Assistenten zu er- 
werben, um damit in ein gesichertes Berufsverhält- 
nis zu gelangen (§ 11 Abs. 1). Damit soll nicht zu- 
letzt auch aus sozialen Gesichtspunkten das Problem 
derjenigen vorgeprüften Apothekeranwärter gelöst 
werden, die ihre Ausbildung nicht abschließen 
konnten oder wollten und zum Teil schon über eine 
längere Zeit in der Apotheke mit pharmazeutischen 
Tätigkeiten betraut werden. Der Apotheke sollen 
diese Hilfskräfte erhalten bleiben. Eine Umfrage 
hat ergeben, daß eine große Zahl der vorgeprüften. 
Apothekeranwärter von der Möglichkeit Gebrauch 
machen wird, den Status des pharmazeutisch-tech- 
nischen Assistenten zu erlangen. Die Ausbildungs- 
reform für Apotheker wird die vor dem Studium 
liegende Praktikantenzeit beseitigen, so daß es in 
Zukunft die vorgeprüften Apothekeranwärter nicht 
mehr geben wird. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zur Präambel 

Die Eingangsworte erhalten folgende Fassung: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich daraus, 
daß in § 9 Zuständigkeitsregelungen für Landes- 
behörden getroffen werden, ferner aus dem neu 
einzufügenden § 4 a, jeweils i. V. m. Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes. 


2. Zu § 2 

a) In Absatz 1 wird Nr. 4 durch folgende Num- 
mer 4 und 5 ersetzt: 

„4. nach einem zweijährigen Lehrgang die 
staatliche Prüfung für pharmazeutisch- 
technische Assistenten bestanden hat, 

5. nach bestandener Prüfung eine halb- 
jährige Tätigkeit als Anwärter in einer 
Apotheke ausgeübt hat." 

Begründung 

Nach der Begründung des Gesetzentwurfs 
soll die sich an die Prüfung anschließende 
halbjährige Tätigkeit nur dem Kennenler- 
nen des Apothekenbetriebs und der Aneig- 
nung von Berufserfahrung dienen. Diesem 
Umstand ist bei der Fassung der Bestim- 
mungen, die die Tätigkeit als Anwärter in 
einer Apotheke betreffen, Rechnung zu tra- 
gen. 


b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Erlaubnis kann auch Personen 
erteilt werden, die anstelle der Vorausset- 
zungen nach Absatz 1 Nr. 4 eine außerhalb 
des Geltungsbereichs dieses Gesetzes erwor- 
bene gleichwertige abgeschlossene Ausbil- 
dung nachweisen. Abweichende Bestimmun- 
gen in völkerrechtlichen Verträgen bleiben 
unberührt. Sie muß Deutschen im Sinne des 
Artikels 116 des Grundgesetzes oder hei- 
matlosen Ausländern im Sinne des Gesetzes 
über die Rechtsstellung heimatloser Auslän- 
der im Bundesgebiet vom 25. April 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 269) erteilt werden, 
wenn die in Satz 1 bestimmten Vorausset- 
zungen vorliegen." 


Begründung 

Angleichung an die Regelung des § 2 
Abs. 2 des Krankenpflegegesetzes i. d. F. 
vom 20. September 1965 (BGBl. I S. 1443). 
Satz 2 ist im Hinblick darauf notwendig, daß 
Angehörige der EWG-Staaten aus Gründen 
der Nationalität nicht diskriminiert werden 
dürfen. 


3. Zu § 4 

In Absatz 1 werden die Worte „die praktische 
Ausbildung nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 nicht abgelei- 
stet" ersetzt durch die Worte „die Tätigkeit des 
Anwärters nach § 2 Abs. 1 Nr. 5 nicht ausge- 
übt". 

Begründung 

Folge der Änderung des § 2 Abs. 1. 


4. Zu § 4 a — neu — 

Nach § 4 wird folgender § 4 a eingefügt: 

„§ 4 a 

In den Fällen der Rücknahme oder des 
Widerrufs einer Erlaubnis ist der Betroffene 
vorher zu hören." 

Begründung 

Wie in den anderen Gesetzen über die Heil- 
berufe und die Heilhilfsberufe sollte die Anhö- 
rung des Betroffenen vor der Rücknahme oder 
dem Widerruf der Erlaubnis zwingend vorge- 
schrieben werden. 


5. Zu § 5 

a) In Absatz 2 wird das Wort „allgemeinbil- 
denden" gestrichen. 

Begründung 

Als Schulbildung schreibt die Regierungs- 
vorlage neben dem Abschlußzeugnis der 
Realschule oder dem Zeugnis der Fachschul- 
reife ein „als gleichwertig anerkanntes 
Zeugnis einer anderen allgemeinbildenden 
Schule" vor. Diese Regelung erscheint nicht 
elastisch genug. Es sollte z. B. ermöglicht 
werden, auch das Abschlußzeugnis einer 
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zweijährigen Berufsfachschule einzubezie- 
hen. 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Der Lehrgang umfaßt eine theoreti- 
sche und praktischen Ausbildung." 

Begründung 

Klarstellung im Hinblick auf die Änderung 
des § 2 Abs. 1. 

c) Absatz 4 wird gestrichen. 

Begründung 

Es ist nicht erforderlich, im Rahmen des 
Gesetzes zu bestimmen, in welchem Um- 
fang Unterbrechungen des Lehrgangs ange- 
ordnet werden können. Diese Regelung soll 
im Rahmen der Rechtsverordnung nach § 7 
erfolgen. 


6. Zu § 6 

§ 6 erhält folgende Fassung: 

.§ 6 

Der Apothekenleiter hat dafür zu sorgen, daß 
der Anwärter den Apothekenbetrieb umfassend 
kennenlernt und sich Berufserfahrung aneignet. 
Die Zahl der in einer Apotheke tätigen Anwär- 
ter muß in einem angemessenen Verhältnis 
zum Umfang des Apothekenbetriebes, insbeson- 
dere zur Zahl der in der Apotheke tätigen 
Apotheker stehen. In einer Zweigapotheke 
oder in einer Krankenhausapotheke kann die 
Tätigkeit als Anwärter nicht ausgeübt werden." 

Begründung 

Vgl. Begründung zur Änderung des § 2 Abs. 1. 
Die Aufgabe des Apothekenleiters wird ent- 
sprechend dem Sinn der Tätigkeit des Anwär- 
ters in der Apotheke genauer umschrieben. 
Krankenhausapotheken sind, weil sie nicht dem 
Publikumsverkehr dienen, nicht für die Tätig- 
keit der Anwärter geeignet. 


7. Zu § 7 

a) In Satz 1 werden die Worte „das Nähere 
über den Lehrgang, die staatliche Prüfung 
und die praktische Ausbildung in der öffent- 
lichen Apotheke" ersetzt durch die Worte 


„die Mindestanforderungen an den Lehrgang 
und an die Tätigkeit als Anwärter in der 
Apotheke sowie das Nähere über die staat- 
liche Prüfung". 

Begründung 

Notwendige Einschränkung der Ermäch- 
tigung. Diese muß in der Weise begrenzt 
werden, daß sie sich nicht auf den schuli- 
schen Bereich erstreckt, der zur ausschließ- 
lichen Gesetzgebungskompetenz der Länder 
gehört. 

Im übrigen Folge der Änderungen des § 2 
Abs. 1 und des § 6. 

b) In Satz 2 werden nach den Worten „Anrech- 
nung gleichwertiger Ausbildungszeiten" ein- 
gefügt die Worte „sowie die Anrechnung 
von Unterbrechungen auf die Dauer des 
Lehrgangs". 

Begründung 

Vgl. die Begründung zur Streichung des § 5 
Abs. 4. 


8 . Zu § 8 

Entschließung 

In § 8 Satz 1 sollten nach dem Wortlaut „Tätig- 
keiten" die Worte „nach Maßgabe der Apo- 
thekenbetriebsordnung" eingefügt werden. 
Satz 2 sollte gestrichen und statt dessen eine 
entsprechende Ergänzung des § 21 des Gesetzes 
über das Apothekenwesen vorgenommen wer- 
den. 


9. Zu § 9 

In Absatz 4 sind die Worte „allgemeinbilden- 
den" und „allgemeinbildende" zu streichen. 

Begründung 

Folge der Änderung zu § 5 Abs. 2. 


10. Zu § 11 

Nach den Worten „§ 2 Abs. 1 Nr. 4" sind ein- 
zufügen die Worte „und 5". 

Begründung 

Folge der Änderung des § 2 Abs, 1. 
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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


Den Änderungsvorschlägen des Bundesrates wird 
zugestimmt, jedoch zu 1. mit der Maßgabe, daß die 
Zustimmungsbedürftigkeit allein aus dem neu ein- 
zufügenden § 4 a folgt, dagegen nicht aus § 9, Bei 
den Zuständigkeitsregelungen in § 9 handelt es sich 
nicht um Regelungen des Verwaltungsverfahrens. 

Der Empfehlung zu 8. wird zugestimmt, jedoch wird 
eine Ergänzung des § 21 des Gesetzes über das 
Apothekenwesen nicht für erforderlich gehalten. 
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